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„L iterally, these companies are flooding the zone.“ 
(Kathy Hochul)1 

Recht entsteht aus Ressourcenkonflikten. Wenn viele brau-
chen, wovon (zu) wenig da ist, oder wenige (zu) viel davon 
(ver)brauchen, soll das Recht Lösungen liefern. Rechenzentren 
bieten dafür ein anschauliches Beispiel, aktuell etwa in Kronsdorf 
– oder in New York. Dort hat die Gouverneurin Kathy Hochul die 
„Executive Order 62“2 erlassen, mit der ein einjähriges Morato-
rium über die Ansiedlung neuer Rechenzentren erlassen wurde – 
eine Nachdenkpause, in welcher der Gesetzgeber neue Regeln 
festlegen will, die für einen gerechte(re)n Interessenausgleich 
sorgen sollen. 

Die Erwägungsgründe lassen erahnen, worauf der neue regu-
latorische Ansatz hinausläuft. Es geht ums Grundsätzliche: die 
Frage der Ressourcengerechtigkeit. Kein simples Dafür oder Da-
gegen, keine billige Schwarz-Weiß-Malerei, sondern ein System-
check, ob das Recht die richtigen Antworten liefert. 

Am Beginn thematisiert die Order 62 den enormen Ener-
giebedarf und die damit verbundenen (erhöhten) Anforderun-
gen an Netze und Erzeugungskapazitäten. Die Kosten dafür 
sollen, so die Order 62, nicht auf die Allgemeinheit, die 
„every-day New Yorkers“, abgewälzt werden. Rechenzentren sol-
len ihren „fair share“ beitragen. Was die Frage offen lässt, was 
fair ist. Darüber kann man, so wie bei jedweder Infrastruktur, 
trefflich streiten, denn: Nahezu wir alle nutzen „every day“ di-
gitale Instrumente, generieren so den Bedarf an – und damit 
auch den Energieverbrauch von – Rechenzentren. Das gilt 
selbst für jene Projektgegner:innen und Medien, die mit digita-
len Mitteln gegen Rechenzentren mobilisieren. Wer also Verur-
sachergerechtigkeit herstellen will, findet keine einfachen Ant-
worten, ja gerät unter Umständen selbst ins Visier. Es lohnt, 
tiefer zu schürfen und nach echter Kostenwahrheit zu fragen 
– und auch danach, wer woran verdient, und ob Markt(über) 
macht noch eine „faire“ Preisfindung (über alle Wertschöp-
fungsstufen hinweg) zulässt. 

Beim Aspekt des Wasserverbrauchs räumt die Order 62 die 
Insuffizienz des bestehenden New Yorker Rechtssystems ein und 
zeichnet ein eindrückliches Bild der zunehmenden Knappheit 
und daraus resultierenden Nutzungskonkurrenz. Dem Problem 
ist nur mit einem strengen Wasserrecht beizukommen, das wir in 
Österreich schon haben – samt einer darauf spezialisierten und 
bewährten Institution, dem wasserwirtschaftlichen Planungsor-
gan. Die gewaltigen Herausforderungen, vor denen die wasser-
wirtschaftliche Planung steht, nehmen beständig zu; die Debat-
ten um Pools im Sommer und Schneekanonen im Winter sind 
wohl nur ein Vorgeschmack. Das dystopische Zukunftsbild von 
Wasserkriegen, wie es Christoph Ransmayr in seinem Roman 
„Der Fallmeister“3 gezeichnet hat, steht mahnend am Horizont. 

Schlussendlich geht es (wieder einmal) um die Frage, inwie-
fern die Belastung lokaler Kommunen von den Rechenzentren 
abgegolten werden kann und ob diese – siehe oben – überhaupt 
die Verhandlungsmacht haben, die öffentlichen Interessen 
durchzusetzen. Man darf gespannt sein, was diese Nachdenkpau-
se zutage fördert. 

Die Beantwortung der mit der Order 62 aufgeworfenen Fra-
gen stellt jedenfalls auch das österr Recht vor eine echte Bewäh-
rungsprobe. In manchen Bereichen hat die Gesetzgebung in 
Union, Bund und Land schon reagiert; vieles ist noch im Fluss. 
Ein Symposium der JKU Linz mit dem Titel „Recht, Ressourcen, 
Rechenzentren“ wird diesen Fragen nach der Sommerpause 
nachgehen – näheres dazu ist bald auf der Internetseite www. 
jku.at/institut-fuer-umweltrecht nachzulesen. 

Die vorliegende Ausgabe von U&T in Beilage und Sonderheft 
stellt sich weiteren aktuellen Herausforderungen – von der Ent-
waldung bis zur Informationsfreiheit, von der Energiewende bis 
zur Verfahrensreform. Sie zeigen, dass das Umweltrecht an einer 
Schlüsselstelle wesentlicher Zukunftsfragen steht. Den Autor:in-
nen sei für ihre Beiträge herzlich gedankt. 
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1 www.nbcnews.com/politics/politics-news/new-york-gov-kathy-hochul-ex-
plains-signed-first-statewide-moratorium-d-rcna588832 (Stand aller Links 
31. 7. 2026). 

2 www.governor.ny.gov/executive-order/no-62-establishing-temporary-mora-
torium-data-centers-new-york-while-state-develops. 

3 Fischer Taschenbuch Verlag (2023). 
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